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nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung: Neubau eines Legehennenstalles mit 30.000 
Plätzen, Errichtung von zwei Futtersilos, Nutzungsän-
derung Schweinestall zu Kotlagerhalle, Nutzungsän-
derungen von Gebäuden durch Aufgabe der übrigen 
Tierhaltungen

Antrag von Wilhelm (jun.) Stollwerk zur Genehmigung 
eines Legehennenstalles mit 30.000 Tieren – Vorprüfung 
einer UVP-Pflicht im Einzelfall 

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl I S. 94), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (BGBl I S. 2808) geändert worden ist.

Herr Wilhelm (jun.) Stollwerk beantragt u.a. die Genehmi-
gung zur Errichtung eines Legehennenstalles für 30.000 
Tiere in der Gemeinde Gildehaus, Flur 70, Flurstücke 19, 
20 und 25.

Nach §§ 5 Abs. 2 und 7 UVPG i. V. m. Nr. 7.1.3 der Anla-
ge 1 zu diesem Gesetz, ist für das Vorhaben im Rahmen 
der Vorprüfung unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Kriterien der Anlage 3 des Gesetzes festzustellen, ob 
für das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind und deshalb die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht.

Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass bei 
dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen gemäß den in Anlage 3 des UVPG auf-
geführten Kriterien vorliegen, die nach § 25 Abs. 2 UV-
PG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären. Es besteht keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 5 Abs. 1 UVPG).

Die standortbezogene Vorprüfung ist als überschlägige 
Prüfung in zwei Stufen durchzuführen. In der ersten Stufe 
prüft die zuständige Behörde, ob besondere örtliche Ge-
gebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zum 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen (vgl. § 7 
Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 UVPG).

Das Gebiet liegt nicht in einem Schutzgebiet nach den 
Naturschutzgesetzen und weist keine gesetzlich ge-
schützten Landschaftsbestandteile auf (Anlage 3 Nrn. 
2.3.1 bis 2.3.6 zum UVPG).
Im Umkreis des Bauvorhabens befinden sich mehrere ge-
schützte Biotope und unterliegen damit den Schutzkrite-
rien gemäß Anlage 3 Nr. 2.3.7 UVPG.
Das geplante Vorhaben liegt nicht innerhalb eines Was-
serschutzgebietes nach § 51 WHG (Anlage 3 Nr. 2.3.8 
zum UVPG). 
Es handelt sich auch nicht um ein Gebiet, in denen die 
Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Um-
weltqualitätsnormen bereits überschritten sind (Anlage 3 
Nr. 2.3.9 zum UVPG).
Es handelt sich auch nicht um Gebiete, mit hoher Bevöl-
kerungsdichte, insbesondere zentrale Orte (Anlage 3 Nr. 
2.3.10 zum UVPG).

Die Prüfung in der ersten Stufe gemäß § 7 Abs. 2 Satz 
3 UVPG i.V.m. Anlage 3 Nummer 2.3 zum UVPG hat er-
geben, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen 
(s. Anlage 3 Nr. 2.3.7 zum UVPG). Die Gestaltung der 
baulichen Anlage erfolgt mit entsprechenden Nebenbe-
stimmungen, so dass bei der Prüfung in der zweiten Stufe 
kein Auftreten von erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen erkennbar ist. 

Somit besteht keine UVP-Pflicht (vgl. § 7 Abs. 2 UVPG).

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekanntgemacht. Sie ist nicht selbständig anfechtbar 
(§ 5 Abs. 3 UVPG).
 Landkreis Grafschaft Bentheim
 Der Landrat

Bekanntmachung der Gemeinde Uelsen
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Uelsen 
hat in seiner Sitzung am 5. Juli 2021 den Entwurf
und die öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planes Nr. 103 „Kita Linnenbachweg“ beschlos-
sen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 103 sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau eines Kindergar-
tens am Linnenbachweg (Flurstück 28, Flur 20 und Flrst. 564/186,
Flur 1, Gemarkung Uelsen) geschaffen werden. Wesentlicher In-
halt des Bebauungsplans Nr. 103 ist daher die Festsetzung einer
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Sozia-
len Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“. Ebenfalls 
festgesetzt werden eine Fläche für Stellplätze sowie zur Eingrü-
nung des Plangebiets an der Süd- und Westseite ein 3 m breiter 
Pflanzstreifen. Das Plangebiet ist aus der nachfolgenden Über-
sichtskarte ersichtlich.

■■ ■■ ■■  Geltungsbereich

Da die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 103 der Innenent-
wicklung dient, wird dieser im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Eine formelle 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist gem. § 13a Abs. 2 BauGB ent-
behrlich, was hiermit der Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3
BauGB bekannt gemacht wird.
Die Entwurfsunterlagen (Plan, Begründung und Artenschutzbei-
trag) liegen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20. August
2021 bis einschließlich 20. September 2021 im Rathaus der 
Samtgemeinde Uelsen, Itterbecker Straße 11, Zimmer 43, 49843
Uelsen, während der Dienststunden öffentlich aus. Dabei sind
die dann jeweils aktuell geltenden Zutrittsregelungen für das Rat-
haus im Zuge der Coronaschutzmaßnahmen zu beachten.
Die Unterlagen können des Weiteren gem. § 3 Abs. 1 Planungssi-
cherstellungsgesetz (PlanSiG) während des Auslegungszeitraums 
auf der Homepage der Samtgemeinde Uelsen (www.uelsen.de)
unter der Rubrik „Bürgerservice/Bauleitplanung/aktuelle Plan-
verfahren“ eingesehen werden.
Während der Auslegungsfrist können alle an der Planung Interes-
sierten die Planunterlagen einsehen und Stellungnahmen 
schriftlich, per E-Mail oder während der Dienststunden zur Nie-
derschrift bei der Gemeinde Uelsen (Anschrift s. oben) abgeben.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können gem. § 
4a Abs. 6 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB bei der Beschluss-
fassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.
Uelsen, den 12. August 2021 Gemeinde Uelsen

Der Gemeindedirektor

05921 707- 400  service@gn-online.de

Versüße Hochzeiten,  
Babygrüße, Jahrestage
mit Glückwünschen in den GN.

DÜSSELDORF Zu Beginn eines
Schuljahres werden oft auch
die Schulmaterialien auf
Vordermann gebracht, teil-
weise ausgewechselt oder
komplett erneuert. Doch bei
der Auswahl der angebote-
nen Materialien kann man
schnell den Überblick verlie-
ren - wie etwa bei den Feder-
mäppchen. Sie sollten aus
Leder oder Stoff sein, rät die
Verbraucherzentrale.

Denn diese seien robuster
als die Konkurrenz aus
Kunststoff und frei von ge-
sundheitsbedenklichen
Weichmachern. Bereits fer-
tig bestückte Etuis enthiel-
ten allerdings oft Dinge, die
Schüler meist gar nicht be-
nötigen, weil sie diese schon
haben, wie etwa Füller, Tin-
tenkiller, Schreibschablo-
nen, Zirkel oder Kugel-
schreiber.

Bei Bleistiften oder Holz-
buntstiften mit Lacküberzug
haben die Verbraucher-
schützer Bedenken, weil sich
darin möglicherweise be-
denkliche Stoffe wie Polyzy-
klische Aromatische Kohlen-
wasserstoffe (PAK) verste-
cken könnten, die beim Stift-
kauen aufgenommen wer-
den. Leuchtende Textmar-
ker würden auch als Holz-
buntstifte angeboten, die
Plastikmüll vermeiden hel-
fen. Allerdings seien Folien-

schreiber mit Aufschriften
wie „permanent“, „Alles-
marker“ oder „Whiteboard-
stifte“ für Kinderhände tabu.
Sie enthalten schnell ver-
dunstende organische Lö-
sungsmittel. Filz- und Faser-
stifte gäbe es auf Wasserba-
sis und obendrein nachfüll-
bar. Wasserfarben, Filz- und
Buntstifte sowie Knete soll-
ten den europäischen Spiel-
zeugnormen EN 71 entspre-
chen.

Bei Heften, Blöcken,
Schnellheftern und Buntpa-

pier sollte Recyclingpapier
mit dem Blaue Engel bevor-
zugt werden. Das Umwelt-
zeichen stehe nicht nur da-
für, dass Hefte aus 100 Pro-
zent Altpapierfasern herge-
stellt wurden. Auch schädli-
che Bleich-Chemikalien, op-
tische Aufheller und andere
Chemikalien dürften dann
nicht eingesetzt werden. Für
übliche Bastelarbeiten in der
Schule reichten zudem löse-
mittelfreie Kleber in flüssi-
ger Form oder als Stift völlig
aus. dpa

Beim Kauf der Ausstattung auf Nachhaltigkeit achten

Gesundes für den Schulstart

Statt Kunststoff empfehlen Verbraucherschützer für Hefte und
Schnellhefter Recyclingpapier mit dem Umweltzeichen Blauer
Engel. Foto: dpa

ESSEN Wie sich die Höhe der
Rente berechnet, ist für Lai-
en oft nicht einfach zu ver-
stehen. Rentenversiche-
rungsträger dürfen dennoch
keine Angaben im Rentenbe-
scheid weglassen, die für die
Prüfung der Berechnung un-
erlässlich sind - auch nicht,
wenn sie das Design der Be-
scheide für eine bessere Ver-
ständlichkeit verändern.

Werden diese Angaben
erst in einem Widerspruchs-
verfahren nachgeliefert,
muss der Rentenversiche-
rungsträger die Kosten für
den Widerspruch erstatten.
Darauf macht die Arbeitsge-
meinschaft Sozialrecht des
Deutschen Anwaltvereins

(DAV) aufmerksam und ver-
weist auf ein Urteil des Lan-
dessozialgerichts (Az.: L 18
R 306/20).

Im Fall gewährte der Ren-
tenversicherungsträger der
Klägerin Altersrente. Er füg-
te wenige Anlagen bei - Be-
rechnung der Rente, Versi-
cherungsverlauf und Be-
rechnung der persönlichen
Entgeltpunkte. In einem Wi-
derspruch bat die Frau mit-
hilfe ihres Anwaltes um
nachvollziehbare Berech-
nungsunterlagen.

Dem Gericht fehlten aus-
reichende Angaben zur kon-
kreten Berechnungsgrund-
lage, damit die Rentenbe-
rechnung für Versicherte

nachvollziehbar ist. Unter
anderem ging es darum, ob
die erzielten Einkünfte für
die Zeiträume des Versiche-
rungsverlaufs zutreffend
zugrunde gelegt worden sei-
en.

Konkret fehlten die Anla-
gen: Berechnung der Ent-
geltpunkte aus den Beitrags-
zeiten, Berechnung der Ent-
geltpunkte aus beitragsfrei-
en und beitragsgeminderten
Zeiten sowie Versorgungs-
ausgleich. Das Gericht ent-
schied: Der Rentenversiche-
rungsträger musste der
Rentnerin deshalb die an-
waltlichen Kosten des Wi-
derspruch-Bescheids erstat-
ten.

Urteil: Rentenbescheid
muss nachvollziehbar sein
Angaben zur Berechnungsgrundlage müssen vorliegen

er Fehler in
seinem Steu-
erbescheid
entdeckt,

kann dagegen etwas tun.
Briefe vom Finanzamt soll-
ten also nicht gleich abge-
heftet, sondern erst einmal
geprüft werden.

„Kontrollieren Sie, ob alle
Ausgaben, die Sie in der
Steuererklärung vermerkt
haben, auch im Steuerbe-
scheid stehen“, rät der Bund
der Steuerzahler. Ist das Fi-
nanzamt abgewichen und
hat bestimmte Aufwendun-
gen nicht anerkannt, kann
Einspruch eingereicht wer-
den.

Das kann sich auszahlen:

W
Laut Bundesfinanzministe-
rium wurden allein im Jahr
2019 fast 3,5 Millionen Ein-
sprüche eingelegt. Zusam-
men mit den noch unerle-
digten Einsprüchen aus den
Vorjahren hatten die Finanz-
ämter insgesamt mehr als
5,8 Millionen Einsprüche zu
bearbeiten.

Die gute Nachricht: Fast
zwei Drittel der Fälle (rund
66 Prozent) waren erfolg-
reich. Erfolglos oder zumin-
dest teilweise erfolglos wa-
ren nur 14 Prozent der Ein-
sprüche.

„Das Verfahren ist einfach
und kostenlos. Sie müssen
sich nur an die Fristen halten
und innerhalb eines Monats
Einspruch einlegen“,erklärt
die Stiftung Warentest.

Die Frist beginnt mit dem
Erhalt des Steuerbescheides,
wobei der Fiskus von einer
dreitägigen Postlaufzeit aus-
geht - also Stempel des Steu-
erbescheides plus drei Tage.
Fällt der Beginn der Frist auf
einen Samstag, Sonntag oder
einen Feiertag, verlängert
sich diese bis zum nächsten
Werktag. Maßgeblich ist im-
mer der amtliche Bescheid,
den das Finanzamt per Post
nach Hause schickt. Endet
die Einspruchsfrist an einem
Wochenende oder Feiertag,
verlängert sie sich bis zum
nächsten Werktag. Silvester
zählt laut Bundesfinanzhof
als Werktag .

Der Einspruch muss ans
zuständige Finanzamt ge-
hen, per Brief oder E-Mail,

über das Elster-Online-Por-
tal oder ein anderes Steuer-
programm. Formal muss ein
Einspruch keine besonderen
Anforderungen erfüllen. Es
muss nur klar sein, wer ihn
einlegt und welchen Be-
scheid die Person angreift.
Das gilt insbesondere für zu-
sammenveranlagte Paare.
Legt nur ein Ehepartner Ein-
spruch ein, gilt der Rechts-
behelf nicht automatisch
auch für den anderen, so der
Bund der Steuerzahler.

Das Wort „Einspruch“ muss
nicht zwingend drüber stehen,
und man muss einen Ein-
spruch auch nicht begründen.
Allerdings kann das sinnvoll
sein, weil der Sachbearbeiter
so den Sachverhalt gezielt prü-
fen kann. Fehlt eine Begrün-

dung, kann es unter Umstän-
den sein, dass das Finanzamt
zum selben Ergebnis kommt
wie im Steuerbescheid.

Im Einspruch kann man
auf laufende Verfahren ver-
weisen, über die der Bundes-
finanzhof, andere Bundesge-
richte oder der Europäische
Gerichtshof noch entschei-

den - wenn sie für den eige-
nen Steuerbescheid von Be-
deutung sind. Am besten
gibt man das Aktenzeichen
an. Der eigene Bescheid
bleibt in diesem Punkt offen,
bis ein Urteil gefallen ist.

Wichtig zu wissen: Even-
tuelle Steuerforderungen
werden durch den Einspruch

nicht grundsätzlich hinfällig.
Das heißt: Sie müssen die
Forderung meist trotzdem
erst einmal begleichen. Wer
das vermieden will, sollte
zudem eine „Aussetzung der
Vollziehung“ beantragen.
Liegt alles vor, kann das Fi-
nanzamt die Unterlagen er-
neut prüfen.

Auf die Frist kommt es an
Einsprüche gegen Steuerbescheide sind häufig erfolgreich

Falk Zielke

Wer Unstimmigkeiten in seinem Steuerbescheid entdeckt, kann Einspruch einlegen. Dafür gelten
aber Fristen. Foto: dpa


